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Stellungnahme zur geplanten B31 West neu 
 
Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, 

nach der vom Regierungspräsidium veranstalteten Bürgerinformation mit Varianten- und 
Kriteriendiskussion am 5.10.2018 in Breisach möchten VCD und LNV Ihnen und Ihren 
MitarbeiterInnen Anerkennung für das transparente Verfahren, für die Aufarbeitung der 
fachlichen Belange und die Bemühung um einen fairen Ausgleich der Interessen aussprechen.  

In der Sache hat sich dadurch die Position von VCD und LNV jedoch nicht geändert: Wir sehen 
weiterhin nicht die Notwendigkeit und Dringlichkeit einer neuen Bundesstraße „B 31 West“ 
zwischen Freiburg und Breisach und begründen dies mit folgenden Punkten, um deren 
Berücksichtigung wir im weiteren Verfahren bitten. 

• Es ist uns unverständlich, dass eine leistungsfähige, ortsdurchfahrtsfreie und nicht überlastete 
Bundesstraße B 31 in der Relation Freiburg-Breisach durch eine weitere Bundesstraße in der 
gleichen Relation verdoppelt werden soll.  

• Der möglicherweise vorhandene Bedarf für lokale Ortsumgehungen kann keine neue 
Bundesstraße begründen und fällt gemäß dem Subsidiaritätsprinzip auch nicht in die 
Zuständigkeit des Bundes. 

• Die geplante neue Bundesstraße würde Verkehr von der bestehenden B31 anziehen, ein 
Mehrverkehr, der sich auch auf die nahen Ortsdurchfahrten auswirken würde.  

• Der Anteil des die Ortsdurchfahrten von Wasenweiler und Ihringen weiterhin belastenden 
Binnenverkehrs wird deshalb weiter relativ hoch sein.  
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• Eine parallel zur geplanten Bundesstraße verlaufende, aktuell in Ausbau und Elektrifizierung 
befindliche, hochleistungsfähige S-Bahn wird 2020 in Betrieb gehen. Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum der durch diese Bahn zu erwartende positive Effekt auf den Modal Split durch 
die geplante Bundesstraße wieder neutralisiert werden soll.  

• Eine solche hohe Parallelinvestition in Straße und Schiene ist betriebs- und volkswirtschaftlich 
nicht zu rechtfertigen. 

• Der im Bundesverkehrswegeplan berechnete positive Nutzen-Kosten-Faktor der geplanten 
Straße wird wesentlich gemindert durch die zu wenig beachtete, aber verkehrswissenschaft-
lich nachgewiesene Feststellung, dass alle im Verkehr erzielten Zeitgewinne und Treibstoffein-
sparungen wieder in mehr Verkehr investiert werden, insbesondere in längere Wege, wenn 
eine entsprechende Infrastruktur zur Verfügung steht. Verkehr wird also nicht „eingespart“ 
und weniger werden, sondern als „induzierter“ Verkehr mittelfristig durch die Neubau-
maßnahme auf der Gesamtrelation zunehmen.  

• Es ist nicht zu erwarten, dass die Bewertungskriterien im Planfeststellungsverfahren zu einem 
negativen Ergebnis führen, da ja nur die Varianten der Straßenführung verglichen werden, 
diese jedoch nicht mit der Null-Variante.  

• Die geplanten schwerwiegenden Eingriffe in hochwertige Landwirtschaft, Natur und Land-
schaft (u.a. Durchschneidung des letzten in der Rheinebene bestehenden Niedermoores) 
können gar nicht ausreichend ausgeglichen werden. Eine Ausnahmegenehmigung erscheint in 
keiner Weise zulässig, da ein überwiegendes, höherwertiges, öffentliches Interesse (z.B. 
verkehrlicher Notstand) nicht besteht. 

• Nach dem Klima-Abkommen von Paris (2016) und den dort vorgegebenen CO2-Minderungs-
zielen (90% bis 2050; aktuell ist die CO2-Belastung durch Verkehr zunehmend!) muss 
Straßenbau neu bewertet werden: Das Umweltbundesamt stellt fest, dass der Bundesver-
kehrswegeplan 11 der 12 im dort enthaltenen Umweltbericht aufgestellten Ziele nicht erfüllt 
werden, u. a. die Minderung von Emissionen und Flächenverbrauch, der Vorrang der 
Sanierung vor Aus- und Neubau. Dies gilt besonders auch für das vorliegende Projekt. 

• Das Ziel der Verdoppelung des Bahnverkehrs – im Koalitionsvertrag der Bundesregierung als 
Ziel bis 2030 genannt – ist nicht vereinbar mit übermäßigem Straßenbau. Auch dies trifft auf 
das vorliegende Projekt zu. 

Im Hinblick auf das für 2020 vorgesehene Planfeststellungsverfahren fordern die Naturschutz-
verbände eine vergleichende Untersuchung der Vorzugsvariante mit einer optimierten „Null-
Variante“, die folgende Elemente beinhalten sollte: 

• Konzentration des überörtlichen Kfz-Verkehrs auf die bestehenden B 31 und A 5 durch 
entsprechende Wegweisung und Verkehrslenkung, insbesondere im Hinblick auf 
Gewerbegebiete. 
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• Wirksame Umbau-, Geschwindigkeitsreduzierungs- und Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in 
den betroffenen Ortsdurchfahrten, z.B. Entschleunigung durch Begegnungszonen mit Vorrang 
für Fußgänger, um diese vom überörtlichen Verkehr zu befreien.  

• Aufwertung des überörtlichen Radverkehrs. 

VCD und LNV weisen darauf hin, dass ohne eine seriöse Nullvarianten-Prüfung das Planfest-
stellungsverfahren juristisch anfechtbar sein wird. 

Wir weisen schließlich darauf hin, dass der Bedarfsplan als Bestandteil des Bundesfernstraßen-
Ausbaugesetzes nach 5 Jahren überprüft werden kann, bevor das vorliegende Projekt in den 
Investitionsrahmenplan aufgenommen wird. Das bedeutet: die Entscheidung für den endgültigen 
Bau der „B 31 West“ kann bis dahin nicht gültig fallen. 

 

Mit der Bitte um weitere Verfahrensbeteiligung  
und freundlichen Grüßen  
 
für den LNV e.V.       für den VCD Südbaden e.V. 

     
Peter Lutz        Hannes Linck, Geschäftsführer 
 
 
 
 

  


